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Beklagte und Revisionsklägerino

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hat am
120 März 1970 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident f P e n q'u l t t „
Bundesrichter '1?

Dr„ E c k r 9
Bundesrichter M ü l l e r ‚
Bundessozielrichter K r i e g

'und'w°é”“

”” Bundessozielrichter G e i s e n

'?“fffür Recht erkannt: '

l_i_Das Urteil des Hessischen Landessozielgerichts

7. vom 110 September 1969 wird aufgehoben„ Der '
g-Rechtsstreit wird an des Landessozielgericht
-„ggzurückverwieseno
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Die Klägerin
@ 1913 geboren

„ zog
sieh im Jahre 1956 als

Stationshilfe in einem französischen Militärhospital eine

Amöbenruhr zu, Dieses Leiden ist als Berufskrankheit ans

_erkannt worden, Mehrere Jahre lang erhielt die Klägerin

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der Arbeiterrentcnverw

sicherung° '

Den von ihr 1966 gestellten Antrag auf erneute Bewilligung
der Versichertenrente lehnte die beklagte Landesversichem

rungsanstalt (LVA) ab (Bescheid vom 180 August 1966), Sie
ging davon aus, daß die Klägerin die Folgen der Ruhrerkranw

kung überwunden habe und daß den außerdem bestehenden dee
generativen Veränderungen der Wirbelsäule sowie einer

vegetativen Labilität nicht ein solches Gewicht beizumes_

sen sei, daß dadurch die Berufsunfähigkeit der Klägerin

bedingt werde, ‘ ' ”'" ' ' ' ' '

Der Klage haben Sozialgericht (SG) und Ländessozialgericht

(LSG)stattgegeben (Urteil des se Gießen vom 190 Juni 1968
und Urteil des Hessischen LSG vom 11, September 1969), das
Berufungsgericht vornehmlich deshalb, weil nicht ausge«
schlossen werden könne, “daß die Klägerin weiterhin Bazil—

lenausscheiderin" sei, Es komme nicht darauf an, daß die

Klägerin nicht unmittelbar in ihrer Arbeitsfähigkeit be«
.

einträchtigt sei, Vielmehr genüge es, daß sie keine

Arbeitsgelegenheit finde, weil Arbeitgeber nicht gewillt

seien, sie wegen der von ihr ausgehenden Ansteckungsgefahr

einzustellen, Es wären somit vergleichbare Voraussetzungen

gegeben wie diejenigen, unter denen das Bundessozialgeri0ht

@ BSG @ (BSG 13, 255) bei einem Versicherten, der einmalf

an Thyphus erkrankt gewesen sei, auch für die Zukunft den

Rentenanspruch bejaht habe, „ Das LSG hat die Revision

nichtzugelassen0 ' ' "
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Die Beklagte hat das Rechtsmittel gleichwohl eingelegtollm

Sie beantragt die vorinst3nzlichen Urteile aufzuheben

und die Klage abzuweiseno Sie beanstandet die Feststel—

lung im angefochtenen Urteil, daß die Klägerin keine, _
Arbeitsstelle erhalten könneo Das Berufungsgericht habe

diesen Tatsachenschluß allein aus dem erstinstanzlichen

'°Urteii Übernommen und sich über die Einzelheiten des Sache
verhalts nicht selbst % durch Einsicht in die Akten des

-Unfallversioherungsträgers, aus denen sich dies ergeben

***solle „ Gewißheit vers chaffto Hätte das Berufungsgericht"

ldie Akten selbst gelesen, so wäre ihm nach Ansicht der

Revision klargeworden, daß der erstinstanzliche Richter le—

diglich von der Arbeitsmarktsituation im Bezirk des Arbeits—

amtes Gießen ausgegangen sei, und damit von einer Arbeits—

marktlage, welche die Vermittlungsmöglichkeiten für die Kläw
gerin keineswegs repräsentativ widerspiegeleo Die Revision

folgert daraus, daß der Berufungsrichter die Notwendigkeit

weiterer Ermittlungen erkannt hätte, Bei intensiver Nach—

forschung, vor allem durch Nachfrage bei größeren Gesundä

heitsämtern, hätte er erfahren können, daß und auf welchen

Gebieten Amöbenausscheider in Arbeit stehen, Hinzu komme,

daß die Klägerin nur für verdächtig gehalten werde, Amöben

auszuscheideno Auch hätte das Berufungsgericht an Heimare

heiten denken und sich hierüber bei staatlichen Entgeltw

überwachungsstellen, Arbeitsämtern und Krankenkassen erkune
digen müssen, @ Der direkte Einblick des Berufungsrichters

in die Akten des Unfallversicherungsträgers sei e so führt

die Revision weiter aus — auch deshalb unentbehrlich gewe—

sen, weil in diesen Akten das für den Ausgang des Rechts“

streits mit ausschlaggebénde Gutachten der medizinischen

Universitätsklinik Frankfurt vom 70 Juli 1966 enthalten sei()

.Auf dieses Gutachten habe das LSG die Annahme gestützt, daß

die Klägerin möglicherweise Amöben ausscheideo Die genaue
Kenntnis dieses Gutachtens sei um so wichtiger gewesen, als

in zwei weiteren, vom LSG verwerteten ärztlichen Stellungs
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nahmen der Inhalt des angeführten Gutachtens als bekennt

vorausgesetzt worden sei, Insbesondere hätte das Gutachten

aber das LSG davon unterrichtet, daß bei der Klägerin zuw

letzt 1959, also vor einem Jahrzehnt Amöben gefunden Worden

seien und daß sich seitdem ein Ausscheidungsverdacht durch

eine Serie von Untersuchungen habe ausschließen lasscno

Bei diesem Stand der Dinge seien vor Urteilsfällung weite—

re Kontrolluntersuchungen angezeigt gewesen, @ Ohne eine
zusätzliche Sachaufklärung hätte sich das LSG nicht über

die Stellungnahme des Sachverständigen Dro F'“*““”“"errj

vom Stadtgesundheitsamt Gießen hihwegsetzen dürfen, Dieeer
Sachverständige, der vor der Berufungsentscheidung als

letzter Art zu Wort gekommen sei, habe lediglich von einer

überstandenen Amöbenruhr gesprochen und einen krankhaften

Restbefund sowie eine Gefährdung der Umwelt durch die

Klägerin verneinto

Die Klägerin beantragt, die Revision als unzulässig zu

verwerfeno ' '

Die Hevisi0n ist zulässig, weil sie auf die formgerecht

erhobene Rüge eines wesentlichen Verfahrensmangels gestützt

wird (@ 162 Abs, 1 Nr, 2; @ 164 Abs, 2 Satz 2 des Sozial”
_;

gerichtsgesetzes „ SGG w), ea„-

Die für das Berufungsurteil maßgebliche Annahme, der Kläw "-

gerin sei der Einsatz ihrer Arbeitskraft verwehrt, weil '

für sie keine Arbeitsmöglichkeit bestehe, entbehrt der aus—
reichenden tatsächlichen Grundlage, Es ist weder dargetan,

daß das Arbeitsangebot der Klägerin keinen Abnehmer findet,

noch rechtfertigt die medizinische Seite des Falles die
_Erwägung, daß die Klägerin von jedem Zusammenleben mit an“

deren Menschen im Betrieb ferngehalten werden mußo

Dafür, daß sich der Klägerin keine Gelegenheit zur Erwerben

arbeit bietet, hat das LSG selbst keinen Tatsacheanleg
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angeführt,f Ihm hat

es
anscheinend genügt, sich dafür auf.

'die Mitteilung des erstinstanzlichen Richters zu beziehen,

Dieser hatte erklärt, das zuständige Arbeitsamt habe die
t„'Klägerin

wegen ihrer Krankheit nicht unterbringen könneno_

fliDiese Feststellung rechtfertigt jedoch noch nicht den
_“f Schluß, die Klägerin sei berufsunfähig im Sinne des 5 1246

ä”Abso 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO)° Das gilt
55;selbst dann nicht, wenn man mit dem Berufungsgericht davon

ausgeht, daß der Begriff der Berufsunfähigkeit nicht nur

die Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit der Versicherten

"betrifft „ was die Formulierung des gesetzlichen Tatbestane

des zumindest nahelegt H, sondern sich auch darauf erstreckt,

%daß der Versicherte auf schwer überwindliohe Anstellungsbew
l_schränkungen stößt° Denn „ wie immer man auch den Begriff

_
-der Berufsunfähigkeit versteht — nicht jedes Hindernis „

k und auch nicht ein solches allgemeiner und stärkerer Art —,'
'deas sich einer Arbeitssuche entgegenstellt, ist für die Anw

wendung des @ 1246 Abs, 2 EVO rechtserheblioho Das dürfte

auch nicht die Ansicht des Berufungsgerichts gewesen.sein;

denn sonst hätte es sich nicht auf das in BBG 15, 255 ver«
öffentlichte Urteil des erkennenden Senats berufen könneno

In diesem Urteil ist hervorgehoben worden, daß sogar ein

Dauerausscheider von Thyphusbakterien, dem vom Gesundheits»

amt besondere Pflichten und Schranken der beruflichen Bewew

gungsfreiheit auferlegt worden seien, nicht "allgemein und

grundsätzlich vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen■seio Wenn

ein solcher Versicherter w so heißt es in dem genannteni°q

Urteil weiter „ auch innerhalb bestimmter Berufssparten und

in bestimmten Funktionen nicht tätig werden dürfe, so sei er
gleichwohl nicht ohne weiteres außerstande, sein Leistungsw

vermögen nutzbringend zu verwenden und eine Erwerbsquelle

zu finden() Die Aussicht auf die Verwirklichung seines

Arbeitsangebots verdanke ein solcher Versicherter dem heutie

gen Stand der Entwicklung auf hygienischem Gebieto Hinzu

komme, daß es der Arbeit$verwatung in erhöhtem Maße obliege,
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den Personen, die Krankheitserreger ausscheiden oder bei

denen der Verdacht eines solchen Ausscheidens bestehe, zu
einem geeigneten Arbeitsplatz zu verhelfen und eben nicht

vor Vermittlungsschwierigkeiten zu kapitulieren, Nur wenn
nach sorgfältiger Prüfung aller Gegebenheiten und insbesone

dere der sich jeweils bietenden Beschäftigungschancen die

besondere Situation des Einzelfalles erkennerdasse, daß

dem Versicherten "praktisch selbst unter günstigsten Um—

ständen" kein ArbeitsPlatz mehr zugänglich sei, falle der

Sachverhalt unter den Tatbestand der Berufsunfähigkcito

Nach diesem Maßstab hat das LSG den Umfang des aufzuklärene

den Sachverhalts nicht bestimmto Die Beklagte hat dies

gerügt° Darüberhinaus hat sie zutreffend geltend gemacht,

daß die Erwägungen der in BSG 13, 255 publizierten Ente

scheidung sich auf den gegenwärtigen Streitfall auch aus

anderem Grunde nicht übertragen lassen, und zwar deshalb

nicht, weil bei der Klägerin nichts darauf hinweist, daß sie
Krankheitserreger ausscheideto Vielmehr besteht allcnfalls

ein Auss heidungsverdachto Mit Recht hat die Beklagte
__:

ferner gerügt, daß das Berufungsgericht sich keinen übere

blick darüber verschafft habe, auf welchen Gebieten, in
welcher Weise und in welchem Ausmaß die Klägerin ihre Erw

werbsfähigkeit noch verwerten könnte° Darüber hätte sich

das LSG bei Gesundheitsämtern, Gewerbeaufsichtsämtcrn,

größeren Betrieben, Krankenkassen und überörtlichen Arbeitsw
-behörden erkundigen müsseno Dabei wäre zu bedenken gewesen,

daß für die Klägerin auch Heimarbeiten in Betracht kommen

können, weil solche Tätigkeiten keine Trennung von'Wohnung

und Arbeitsplatz und nicht den dauernden Kontakt mit Are

s_beitskollegen bedingen, ' '

Der Beklagten ist desweiteren darin beizubflichten, daß
das Berufungsgericht die Aufhcllung des Sachverhalts in
medizinischer Hinsicht vernachlässigt hat° Das'Berufungsw

gericht hat ausgeführt, die Klägerin sei in der Wahl des

:._a
;

gun;
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Arbeitsplatzes dadurch eihgeengt, daß ihr der Arbeitgeber

eine nur durch sie zu benutzende Toilette zur Verfügung

stellen müßte, Woraus das LSG dieses Erfordernis herleie

tet, hat es nicht angeführt, Eine solche Feststellung

setzt jedoch eine besondere Sachkunde vorauso Daß der Eee

rufungsrichter über diese verfügte, hat er nicht erläutert,

Der Revision ist schließlich auch darin zu folgen, daß der
IBerufungsrichter ohne zur0ichende Unterlage erwogen hat,

die Klägerin sei möglicherweise eine Infektionsträgerin und

gefährde ihre Umgebung, Auch diese Urteilserwägung hätte

durch Sachverständigenbeweis untermauert werden müssen()

Dem Berufungsurteil ist zu entnehmen, daß bei der Klägerin

die Erscheinungen einer aküten Erkrankung an Amöbenruhr

'.seit vielen Jahren abgeklungen sind, Die Ausscheidung von
" Krankheitserregern hat sich seit langem nicht mehr nachweiw'

sen lassen, Die für die Amöbenruhr symptomatischen Folgee
'] zustände und Komplikationen, zB bestimmte Leber— und Darmw

schäden sind nicht verzeichnet werden, Menschen, die mit

g der Klägerin zusammenleben oder zusammenlebten, sind nicht

‘ angesteckt wordeno Auch ist die Klägerin anscheinend keiw

„ nor sanitätspolizeiliohen Beobachtung (@ 36 des Bundesseu—

? chengesetzes w B3euchG „) oder einem behördlichen Tätige

“keitsverbot (@ 38 BSeuchG) unterworfeno Inwieweit und aus
welchem Grunde die Klägerin dennoch eine Ansteckungsquelle

für Arbeitskollegen sein kann, War nur von einem erfahrenen

Arzt zu beantworten0 Bei ihm hätte sich der Berufungsrichw

ter Rat holen müssen, „,„3„_,„„„43„,„,„ , ;„_„„

Darin, daß das Berufungsgericht den Sachverhalt nicht in
“'den angegebenen Richtungen aufgeklärt hat, liegt ein wew

sentlicher Verfahrensmangel (@ 103 Satz 1 SGG), Mit den
'darauf gegründeten Revisionsangriffen hat sich die Beklag«

te das Rechtsmittel eröffnet, Da nicht auszuschließen ist,
f=daß das Berufungsurteil ohne die angeführten Ermittlungsw

7 lücken anders ausgefallen wäre, ist die Revision auch be»

8
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gründet, Damit die geboten erscheinenden Nachforschungen

noch angestellt werden, ist das angefochtene Urteil aufzue

heben und der Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweiseno

Bei dieser Entscheidung geht der Senat davon aus, daß die

in BSG 13, 255 entwickelten Gedanken nach wie vor als

Richtschnur der rechtlichen Lösung dienen, Bei dem gegenw

wärtigen Sachstand erscheint es als wenig wahrscheinlich,

daß von der Klägerin eine solche Ansteckungsgefahr ausge«

hen könnte, die es ihr verböte, am allgemeinen Arbeitsle—

ben teilzunehmenc Sollte die erneute Verhandlung und Bee

weisaufnahme jedoch
zu einem anderen Resultat führen, so

wird das Berufungsgericht vor der Frage stehen, ob die

bisherige Rechtsprechung aufrechtzuerhalten ist, Die Ere-

streckung des Begriffs der Berufsunfähigkeit auf solche

Fälle, in denen der Versicherte seine natürlichen Körper—1

und Geisteskräfte an sich noch ausreichend gebrauchen, aber

als Ansteckungsverdächtiger keinem Lohnerwerb nachgehen

kann, kann möglicherweise die Grenzen überschreiten, die

durch den Wortlaut der Gesetzesnorm (Herabsinken der Fr"
werbsfähigkeit “infolge von Krankheit") gezogen sind, An

die Unterscheidung "krank", "Ausscheider" und "ansteckungsä

verdächtig“ knüpft @ 2 BSeuchG an und zieht daraus die Pole

gerung für eine_Kompetenzverteilung zwischen der Sozialverw
sicherung und der Seuchenpolizei (BSG 27, 276, 278), Diese
durch die neuere Gesetzgebung vorgenommene Abgrenzung der

Begriffe und Verantwortlichkeiten gibt Anlaß zu der Überlew

gung, ob nicht die-Anwendung des @ 1246 Abs, 2 EVO auf seiw

nen eigentlichen Normbereich hin zurückzuführen ist, Freie

lich ist in neuerer Zeit in Verbindung mit dem Problem der
Teilzeitbeschäftigung erwerbsbehinderter Versicherter die

@endenz hervorgetreten, die RealiSierbarkeit des konkreten

Arbeitsangebots in gewissem Umfange zu einem für die Berufen

unfähigkeit erheblichen Merkmal zu erheben (BSG am 11, Dem
zember 1969 @ GS 4/69 H), Es ist aber auchwmit dieser Ten”

denz nicht harmonierend und_entgegen einer Verwaltungsübung
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der Träger der Rentenversicherung (vglo BSG 17, 295; 28, 137) —
entschieden worden, daß das Gesetz keine rechtliche Hand—

habe biete, wegen des Verdachts auf das Vorliegen einer
_

schweren Erkrankung Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erw

werbsunfähigkeit zu gewähren (BSG 280 November 1969 — 1 RA

181/68 m)o Mit dem Krankheitsverdächtigen ist die hier zu
beurteilende Lage des Ansteckungsverdächtigen vergleichbare

Ob nun bei der Anwendung des Begriffs der Berufsunfähigkeit

einer streng auf den Tatbestand des Gesetzes beschränkten

Auslegung zu folgen ist oder ob in Fällen der vorliegenden

Art auch die mangelnden Erwerbsaussichten zu
berücksichtigen '

_sind, müßte noch durch Rechtsprechung geklärt werden„ Voraue— '

sichtlich wird es aber im Falle der Klägerin nicht nötig were

den, zu den angeführten Meinungen einen bestimmten Standpunkt

einzunehmeno Deshalb begnügt sich der Senat mit Hinweiseno

Über die Pflicht zur Kostenerstattung für das Revisionsvere
fahren bleibt die Entscheidung dem LSG vorbehalteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

